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Der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft Bau-Holz, Josef Muchitsch,  spricht im Inter-

view über die Beschäftigtensituation am Bau, erklärt, warum eine Direktvergabe des Bad Rad-

kersburger Bürgermeister zur rechten Zeit ein kräftiger Schuss vor den Bug war und fordert 

von der Bundespolitik, in Sachen Wohnbauförderung nicht vor den Ländern in die Knie zu gehen.   

Von Bernd Affenzeller

»Nicht wieder vor den Ländern in 
die Knie gehen«

(+) plus: Auf intensives Betreiben der 

Bausozialpartner gilt die sogenannte Kündi-

gungssteuer, die seit 1.1. in Kraft ist, vorerst 

nicht für die Bauwirtschaft. Dennoch wur-

den alleine in der Woche vor Weihnachten 

rund 20.000 Bauarbeiter gekündigt. Steht es 

so schlecht um die heimische Baukonjunk-

tur?
Josef Muchitsch: Alleine im Dezember 

wurden 38.719 Bauarbeiter gekündigt. Dabei 

nicht berücksichtigt sind Arbeitnehmer aus 

den Bereichen Holz, Stein- und keramische 

Industrie. Nimmt man die auch noch dazu, 

kommt man auf insgesamt 70.000 Arbeitssu-

chende im Dezember 2012. Das ist ein Plus 

von 7 % gegenüber dem Vorjahr. Es ist in den 

letzten Monaten ein kontinuierlicher Anstieg 

der Kündigungen zum Jahresende zu beo-

bachten, und das völlig unabhängig von der 

Konjunktur. Ich lasse die Ausreden von Kon-

junktur- und Wintereinbruch auch nicht zur 

Gänze gelten. Jetzt zum Jahreswechsel haben 

wir ein tolles Bauwetter. Und auch im letz-

ten Jahr hat man gesehen, dass dort, wo ein 

Termindruck gegeben ist, die Unternehmen 

auch echte Kälteperioden mit kurzfristigen 

Baueinstellungen überbrücken, ohne gleich 

die ganze Belegschaft zu kündigen. Da stellt 

sich die Frage, warum das nicht auch über die 

Weihnachtsfeiertage möglich ist. 

(+) plus: Hat das Verhalten der Bauun-

ternehmen nicht in der Regel wirtschaftliche 

Gründe?
Muchitsch: Dieses Verhalten bringt aber 

keinen wirtschaftlichen Vorteil, weil die Ur-

laubsansprüche durch Arbeitgeberbeiträge 

bereits in die Urlaubskasse einbezahlt wur-

den. Es ist einfach ein altes, verkarstetes Den-

ken in der österreichischen Bauwirtschaft, 

dass es Usus ist, die Leute vor Weihnachten 

abzumelden. Das zu ändern, ist der Auftrag 

an uns Sozialpartner und den Gesetzgeber. 

Wenn die freiwillige Schiene nicht greift, 

dann erwarte ich mir vom Sozialpartner, 

dass er strengere gesetzliche Regeln mit-

trägt. Und ich bin auch optimistisch, dass 

wir im Zuge der KV-Verhandlungen bis 

Mai eine gemeinsame Lösung präsentie-

ren können. 

(+) plus: Wie könnte diese gemein-

same Lösung aussehen?

Muchitsch: Zum einen brauchen wir ei-

ne gesetzliche Regelung, dass Alturlaube 

bei Kündigung verbindlich verbraucht 

werden müssen. Und auch bei neuen Ur-

laubsansprüchen muss der Arbeitnehmer 

uneingeschränkt entscheiden können, ob 

er den Urlaub im Zuge einer Kündigung in 

Anspruch nimmt und so das Arbeitsver-

hältnis verlängert wird.  

(+) plus: Wie bewerten Sie die Beschäf-

tigtensituation am Bau über das gesamte 

Jahr 2012 betrachtet?

Muchitsch: Sehr interessant. Es gibt zwar 

»Wenn es zu keinem Konjunkturaufschwung kommt, erwarte ich von der Bundes- 

und Landespolitik entsprechende Unterstützung, damit die Konjunktur-

lokomotive Bau wieder Fahrt aufnehmen kann«, sagt Bau-Gewerkschaf-

ter Josef Muchitsch. 



einen Zuwachs von 1.500 Beschäftigten, 
aber auch um 1.200 Arbeitslose mehr. 
Durch die neuen Firmen aus den EU-Län-
dern und die Arbeitnehmerfreizügigkeit 
haben wir also ein zusätzliches Potenzial 
für die Bauwirtschaft von 2.700 Arbeits-
kräften. Fazit: Die Beschäftigtensituation 
ist zufriedenstellend, die Arbeitslosensitu-
ation leider nicht. 

(+) plus: Viele Unternehmen klagen 
nach wie vor über einen Mangel an Fach-
arbeitern.

Muchitsch: Ich lasse das Aufheulen be-
züglich eines Facharbeitermangels am Bau 
nicht zu. Einen echten Mangel gibt es nur 
in den Hochkonjunkturmonaten August 
und September. In den restlichen Monaten 
stehen den Unternehmen genügend Fach-
arbeiter zur Verfügung. Man muss also die 
Arbeit besser auf das Gesamtjahr verteilen. 
Dabei könnte die öffentliche Hand sehr 
wohl steuern, wann ein Projekt zur Aus-
führung kommt.  

(+) plus: Öffentliche Auftraggeber sind 
aber nicht immer ein Vorbild. 2011 hat der 
Bürgermeister von Bad Radkersburg trotz 
der Verlängerung der Schwellenwertever-
ordnung (»Vereinfachte Direktvergabe von 
Aufträgen zur Stärkung regionaler Unter-
nehmen«; Anm.d.Red.) einen Bauauftrag 
an ein slowenischen Unternehmen verge-
ben. Das hat für viel Aufsehen in der Bran-
che gesorgt. Hat Bad Radkersburg Nachah-
mer gefunden?

Muchitsch: Radkersburg war ein kräftiger 
Schuss vor den Bug zur rechten Zeit. Seither 
sind die Gemeinden auch viel vorsichtiger 
geworden. Uns ist auch kein weiterer derar-
tiger Fall bekannt. Das ist das Positive. Wir 
haben jetzt mit der erneuten Verlängerung 
der Schwellenwerteverordnung die Rah-
menbedingungen geschaffen, dass Aufträge 
lokal vergeben werden können. Jetzt müs-
sen die Bürgermeister das auch umsetzen. 
Auch Städte- und Gemeindebund sind ge-
fragt, ihre Mitglieder dahingehend zu sen-
sibilisieren. Denn im Endeffekt entscheidet 
immer der Auftraggeber, wer in Österreich 
einen Auftrag erhält. 

(+) plus: Überall ist derzeit von stei-
genden Mieten und Immobilienpreisen zu 
lesen. Graz zeigt, dass man mit dem Thema 
Wohnen sogar Wahlen gewinnen kann. Wa-
rum ist das Thema auf Bundesebene so we-
nig präsent?

Muchitsch: Weil das Thema nach wie 
vor unterschätzt wird, und zwar von al-

len politischen Parteien. Außerdem ist 
der Bereich Wohnen und Wohnbau ein 
so großes Feld, das zu beackern sich nicht 
viele zutrauen. Das wird aber in Zukunft 
notwendig sein. Wenn sich die Politik dem 
Thema nicht stärker widmet, wird sie von 
den Wählern die Quittung präsentiert be-
kommen. 

(+) plus: Sehen Sie Bewegung seitens 
der Bundespolitik?

Muchitsch: Bewegung sehe ich vor allem 
im Bereich des Wollens, aber noch nicht 
des Handelns. Als wir 2009 die Initiative 
»Umwelt+Bauen« gestartet haben, war der 
Tenor der Bundesregierung, dass die Finan-
zierung von Gesundheit und Soziales abso-
luten Vorrang genieße. Heute ist Wohnen in 
der To-do-Liste weit aufgerückt.

(+) plus: Mit dem Strategiepapier 
»Wohnen 2020« hat »Umwelt+Bauen« der 
Politik ein Instrument an die Hand gege-
ben, das leistbares Wohnen in Österreich 
absichern soll. Was sind Ihre zentralen For-
derungen und Ziele?

Muchitsch: Die Ziele sind eine Erhöhung 
der geförderten Neubauleistung jährlich 
um rund 7.000 Einheiten, die schrittwei-
se Erhöhung der Sanierungsrate auf drei 
Prozent und ein forcierter Umstieg auf er-
neuerbare Energien beim Heizen. Dabei 
liegt der Fokus auf kurzfristig umsetzbaren 
Lösungen, die keine zusätzlichen Budget-
mittel verlangen, dafür aber Arbeitsplätze 
schaffen und sichern und der Finanzminis
terin zusätzliche Einnahmen bringen. Da-
zu zählen eine bedarfsorientierte Zweck-
bindung der Wohnbauförderung ebenso 
wie die Schaffung fiskalischer Anreize für 
private Auftraggeber. Außerdem schlagen 
wir eine Bundeswohnbauagentur zur Absi-
cherung einer bedarfsgerechten Wohnbau-
finanzierung und als Investitionsimpuls für 
Neubau und Sanierung vor. Außerdem soll 
der Bundes-Sanierungsscheck schrittweise 
zu einer »Sonderaktion: Thermische Sanie-
rungsmilliarde« ausgebaut werden. 

(+) plus: Für die Wiedereinführung 
der Zweckbindung der Wohnbauförde-
rung gibt es prominente Unterstützung, 
von Wirtschaftsminister Mitterlehner über 
Staatssekretär Schieder bis zu Wirtschafts-
kammerpräsident Leitl. Warum tut sich in 
dieser Sache so wenig?

Muchitsch: Weil der Bundespolitik ein 
wirksames Instrument gegenüber den Län-
dern fehlt. Die Wohnbauförderung wird in 
jedem Bundesland anders eingesetzt, mit 

anderen Schwerpunkten und Qualitätskri-
terien. Wir haben neun verschiedene För-
dersysteme, das wäre in Bayern undenk-
bar und dort leben 4,2 Millionen mehr 
Menschen. Deshalb erwarte ich mir einen 
Schulterschluss auf Bundesebene und dass 
die Regierung nicht wieder vor den Län-
dern in die Knie geht.

(+) plus: Das Salzburger Modell des 
Wohnbaufonds galt in der Branche lange 
Zeit als vorbildlich, ist im Zuge des Finanzs-
kandals aber in Verruf geraten. Zu Recht?

Muchitsch: Das Salzburger Modell ist 
nach wie ein Best-Practice-Modell für al-
le anderen Bundesländer. Man muss unter-
scheiden zwischen dem Modell und der Fi-
nanzierung. Die Kritik an der Finanzierung 
ist gerechtfertigt. Wohnbaugelder dürfen 
nicht für Spekulationsgeschäfte verwendet 
werden. Das heißt aber nicht, dass das Mo-
dell schlecht ist. Denn Fakt ist auch, dass der 
Wohnbedarf in Salzburg für die nächsten 
Jahre gesichert ist.

(+) plus: Was erwarten Sie von 2013? 
Muchitsch: Ich erwarte ein durchwach-

senes und bewegtes Jahr in der Bauwirt-
schaft. Ich glaube aber auch, dass wir die 
kommenden Herausforderungen meistern 
könnten. Schwierig wird es aber, wenn es 
nicht zumindest zu einem leichten Kon-
junkturaufschwung kommt. Dann erwar-
te ich von der Bundes- und Landespolitik, 
dass entsprechend unterstützend eingegrif-
fen wird, damit die Konjunkturlokomoti-
ve Bau wieder Fahrt aufnehmen kann. Das 
Geld dafür ist da, denn die Steuereinnah-
men 2011 und 2012 waren deutlich höher 
als budgetiert.� n
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>>Zur Sicherung der Finanzierung der 
zusätzlich erforderlichen Neubau- und Sa-
nierungsleistung sowie zur teilweisen Kom-
pensation der Kapitalmarktmittel fordert die 
Initiative »Umwelt+Bauen« die Einrichtung 
einer Bundeswohnbauagentur, die eine 
»Grundfinanzierung« in Höhe von etwa 25 
bis 30 Prozent der Investitionskosten für die 
rund 21.000 im unteren Preissegment des Ge-
schoßwohnbaus erforderlichen Neubauwoh-
nungen bereitstellt. Um keine Maastrichtef-
fekte auszulösen, soll die Kapitalaufbringung 
zu mehr als 50 % über den privaten Sektor, 
die Kapitalverwendung zu mehr als 20 % im 
privaten Sektor erfolgen. Die wirtschaftliche 
Gestion ist auf die Erzielung von Erträgen 
ausgerichtet.

Die wohnbauagentur
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